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Sehr geehrter Herr Neumann, 
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für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 
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hörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
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Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Abgabe einer schriftlichen 
Stellungnahme zum vorliegenden Antrag der SPD-Fraktion. 

 
 

Bewertung der Ausgangslage  
 

Als DGB NRW teilen wir die Einschätzung zur wirtschaftlichen Lage 
der SPD-Fraktion.  

 
Die Herausforderungen der deutschen Wirtschaft und ihrer Indust-

riebranchen sind enorm. Fehlende Investitionen in den Infrastruk-
turausbau, hochsubventionierte, internationale Dumpingwettbe-
werbe, unsichere und nicht wettbewerbsfähige Energiekosten so-

wie gestörte Lieferketten setzen europäische Wertschöpfungsstu-
fen und die Wettbewerbsfähigkeit insgesamt massiv unter Druck. 
Gleichzeitig sorgen die globalen Krisen, kriegerischen Auseinander-
setzungen und teils unberechenbare Politik weltweiter Partnerstaa-

ten für zusätzliche Planungs- und Investitionsunsicherheit. Das be-
trifft alle Bereiche – von der Industrie über Haushalte, Gewerbe, 

Handel und Dienstleistungen bis hin zur Daseinsvorsorge. 
 

Gerade NRW muss als bislang starker Industriestandort im Fokus 

sein. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften schauen mit gro-

ßer Sorge auf die Krisen, die wirtschaftliche Stagnation und den 
Rückgang der Industrieproduktion mit den verbundenen Dienstleis-

tungen in unserem Land. Es besteht Gefahr, dass Industriezweige 

erodieren, qualifizierte Beschäftigung mit guten Arbeitsbedingun-

gen, Know-how und Wertschöpfung unwiederbringlich verlorenge-
hen. Das betrifft u. a. das Rheinische Revier und die gesamte Rhein-
schiene mit den energieintensiven Industrien und den Chemie-

standorten, auf die sich der vorliegende Antrag bezieht.1 

 

Als DGB machen wir uns für eine aktive Industriepolitik in zweierlei 
Hinsicht stark. Wir brauchen eine schützende Industriepolitik. Es 

geht darum, in den Krisen die notwendige Neuausrichtung von 

Branchen zu ermöglichen. Das gilt insbesondere für Branchen, die 

eine hohe strategische und beschäftigungspolitische Bedeutung 
haben, etwa die Chemie- und Stahlindustrie, die der Antrag adres-
siert. 

 

Darüber hinaus braucht es die innovationsorientierte Industriepoli-
tik. Es muss darum gehen, durch gezielte Förderanreize Wachstum 
auszulösen. Der Aufbau von regionalen Innovationssystemen unter 
Ableitung klarer Beschäftigungsperspektiven, die Förderung von 

grünen Leitmärkten gehören ebenso dazu, wie die Stärkung des 

 
1 Thorben Albrecht: Statement im Newsletter des Projekts Revierwende, Frühjahr 2026 

zur industriellen Lage in NRW und im Rheinland. (im Erscheinen, Mai 2026) 
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Wissenstransfers aus der Forschung in die Betriebe.2 Diese Ansätze 
dienen dem Ziel, die NRW-Industrie und deren Beschäftige in der 

Krise wie im Wandel zu stärken, neue Wirtschaftsfelder und Be-
schäftigungspotentiale im Sinne Guter Arbeit zu erschließen. 

 
 

Zu den einzelnen Punkten im Antrag 
 

Unterstützung von Bundesinitiativen zum Schutz der heimi-
schen Industrie 

 
Aktuell stehen energieintensive Branchen, wie der Stahl oder die 
Chemie, stark unter dem Druck der internationalen Rahmenbedin-

gungen. Viele davon haben sich schon auf den Weg zu einer klima-
neutraleren Produktion gemacht. Bereits jetzt stehen die Standorte 
aber unter massivem Wettbewerbsdruck und es ist kurzfristig keine 
wesentliche Entschärfung in Sicht. 

 
Grundstoffindustrien sind aber das notwendige Rückgrat eines resi-

lienten Industriestandortes. Nach aktuellen Berechnungen könnte 
ein sog. Stahlschock 50 Mrd. Euro Wertschöpfung pro Jahr kosten, 

wenn wir in Deutschland keine zuverlässige Stahlindustrie haben 

und Lieferketten abreißen.[1] Die Vergangenheit hat gezeigt, dass 

solche Szenarien auch bei Antibiotika, bestimmten Chemikalien 
oder Chips eintreffen konnten und erhebliche volkswirtschaftliche 

und sicherheitsrelevante Schäden anrichteten.  

 

Deshalb müssen strategische Wirtschaftsbereiche durch gezielte öf-
fentliche Beschaffung und weitere Maßnahmen gesichert werden. 
Hierfür muss sich das Land auch beim Bund und der EU einsetzen, 

etwa auch die Ergebnisse des Stahlgipfels vom 06.11.2025 umzuset-

zen, so dass sich die Bundesregierung auf EU-Ebene für robuste 

Schutzzölle gegen Billigimporte einsetzt3 und auch die öffentliche 
Hand, als Großabnehmer für grünen Stahl, aus europäischer/heimi-

scher Produktion Verantwortung übernimmt. 

 

In der EU finden bereits Verhandlungen zum Industrial Accelerator 
Act (IAA) statt. Da die Maßnahmen aber ab frühestens 2029 wirksam 

 
2 Das O-Werk auf dem ehemaligen Opel-Gelände in Bochum ist ein gutes Beispiel für 

Wissenstransfer aus der Ruhr-Universität Bochum (RUB) in die Praxis. Gerade deshalb 

ist auch hier die Kooperationsstelle von IG Metall und RUB angesiedelt. 
[1] Kaczmarczyk, Krebs (2025): Grüner Stahl als zentraler Pfeiler einer resilienten Wirt-

schaft, November 2025. 
3 Rat und Europäisches Parlament konnten sich im April schon auf erste Eckpunkte eini-

gen. Siehe: https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-relea-

ses/2026/04/13/council-and-european-parliament-strike-deal-to-protect-eu-s-steel-in-

dustry-from-global-overcapacity/  
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werden und auch hier keine flächendeckende Wirksamkeit garan-
tiert ist[2], sollte das Land NRW schon heute Verantwortung über-

nehmen. 
 

Ferner sollten in der EU Programme wie die Important Projects of 
Common European Interest (IPCEI), über die industrieübergrei-

fende Großvorhaben gefördert werden können oder die European 
Innovation Fund-Instrumente, die gezielt emissionsmindernde 

Technologien unterstützen, fortgesetzt und ausgeweitet werden. 
Hier müssen sich Bund und Land für einsetzen.4 Die Kombination 

dieser Programme kann die notwendige Skalierung von Schlüssel-
technologien wie etwa CO₂-freiem Stahl oder klimaneutralem Ze-
ment unterstützen. 

 
Im Bereich der Chemieindustrie würden Local Content Regelungen 
und Quotenvorgaben für recyclete Einsatzstoffe bei der öffentli-
chen Beschaffung helfen, um Leitmärkte für die Kreislaufwirtschaft 

aufzubauen. Durch den Vorrang von in Europa gewonnenen Rezyk-
laten, stärken wir die heimische Wertschöpfung. Eine ganzheitliche 

Ökobilanzierung muss dabei auch die Transportemissionen einprei-
sen. Im Einklang mit der europäischen Kreislaufstrategie, sollten im 

Sinne der Resilienz und zudem Quoten für kritische und strategi-

sche Rohstoffe zügig eingeführt werden. 

 
Entlastungen an Konditionen knüpfen 

 

Aus Sicht des DGB NRW muss die Stärkung und Sicherung hochwer-

tiger Arbeitsplätze zentrales Ziel einer Industriepolitik sein. In dem 
Kontext sollte die notwendige Bereitstellung öffentlicher Mittel im-
mer an Kriterien Guter Arbeit wie Tarifbindung, Beschäftigungssi-

cherung und Qualifizierungsstrategien gebunden werden. Nur so 

können tarifgebundene Arbeitsplätze langfristig erhalten werden, 

die in der Transformation unabdingbar sind, um für mehr sozialen 
Fortschritt, Verteilungsgerechtigkeit und Akzeptanz im Wandel zu 

sorgen.  

 

Darüber hinaus sind klare Vorgaben nicht nur aus gesellschaftspoli-
tischer Sicht wichtig, sondern fördern auch die Effizienz und Zielge-
nauigkeit von Fördergeldern. Zudem geht es auch um das Ziel, die 

Mitte der Gesellschaft über die Schaffung von Guter Arbeit („Union 

Jobs“) an den Gewinnen der ökologischen Modernisierung zu betei-
ligen.  

 
[2] Bauermann (2026): Der Industrial Accelerator Act und die Zukunft der Industrie in der 

EU. IMK Kommentar Nr. 18, März 2026. Online unter: https://www.boeckler.de/de/pres-

semitteilungen-2675-industrial-accelerator-act--richtiger-ansatz-mit-zu-vielen-luecken-

75380.htm  
4 Siehe IGM 2026: Für eine Industriepolitik mit Zukunft. 
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Eine aktive wirtschaftspolitische Steuerung, die den Rahmen für öf-
fentliche und private Investitionen setzt, beweist zudem die Hand-

lungsfähigkeit des Staates und stärkt die Demokratie.  
 

Der DGB hat in einem Rechtsgutachten die rechtliche Zulässigkeit 
einer Verknüpfung staatlicher Zuwendungen mit sozialen Vorgaben 

geprüft. Darin heißt es u. a.:  
 

„Zwar lässt sich aus Art. 12 GG kein „Recht auf Arbeit“ in dem Sinne 
ableiten, dass der Staat verpflichtet ist, für jede Person einen Arbeits-

platz zu gewährleisten. Allerdings wird Art. 12 GG um das Sozial-
staatsprinzip ergänzt, dessen essenzielles Ordnungsanliegen auch 
das Ziel einer Vollbeschäftigung ist. Zwar haben die Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer auch hierunter kein eigenes Recht auf (Voll) 
Beschäftigung. Zumindest ist es dem Staat aber kraft der Verfassung 
gestattet, darauf hinzuwirken, wozu Standort- und Arbeitsplatzga-
rantien beitragen können.“ 5 

 
Eine breitenwirksame Konditionierung von Fördermitteln für die 

Transformation stößt im politischen Diskurs bisher leider auf Ableh-
nung. Vielfach wird dies auch mit rechtlichen Argumenten begrün-

det.  

 

Das o. g. Rechtsgutachten zeigt, dass auch aus juristischer Perspek-
tive soziale Konditionen wie Standort- und Tariftreue für öffentliche 

Zuwendungen möglich sind und nicht im Widerspruch um nationa-

len oder europäischen Recht stehen, sofern der Staat daneben 

noch formalere Aspekte wie die korrekte Ausgestaltung in den För-
derbedingungen und die Vorgaben des Haushaltsrechts beachtet. 
Deswegen steht für den DGB fest: Subventionierungen von Unter-

nehmen, ohne dass Gute Arbeit verbindlich eingefordert wird, darf 

es nicht geben.  

 
Für ein wirksames Tariftreuegesetz auf allen Ebenen 

 

Wenn die Landespolitik das Ziel hat, Gute Arbeit zu fördern, muss 

unbedingt beim NRW-Tariftreuegesetz („Tarifentgeltsicherungsge-
setz“) nachgebessert werden. Schon lange ist die Tarifbindung in 
NRW im Sinkflug. Während um die Jahrtausendwende noch 82 % 

der Beschäftigten in den Genuss eines Tarifvertrages kamen, profi-

tieren davon laut IT NRW mittlerweile nur noch 51 % der Beschäf-
tigten6.  

 
5 DGB 2024: Rechtliche Zulässigkeit einer Verknüpfung staatlicher Zuwendungen mit so-

zialen Vorgaben. Kurzbewertung. Abrufbar unter: 

DGB_Kurzgutachten_soziale_Konditionierung.pdf 
6 IT NRW (2026): NRW: Tarifbindung 2025 auf dem niedrigsten Stand seit dem Jahr 2000.  

Online unter: https://www.it.nrw/nrw-tarifbindung-2025-auf-dem-niedrigsten-stand-

seit-dem-jahr-2000-128330  



300.000 Arbeitsplätze in der Wertschöpfungskette der chemischen Industrie in NRW in Gefahr 

– Anpassungen des CO2-Zertifikatehandels sind jetzt notwendig  - Antrag der Fraktion der 

SPD, Drucksache 18/17448 Schriftliche Anhörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales 

   5 

Um dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten, fordert der DGB NRW 
ein wirksames Tariftreuegesetz. Am problematischsten ist, dass die 

Kommunen im Gesetzentwurf explizit ausgenommen wurden, da-
bei sind sie für rd. 75 Prozent aller öffentlichen Aufträge in Nord-

rhein-Westfalen verantwortlich. Aber selbst bei Aufträgen des Lan-
des wird das Gesetz nicht in allen Fällen greifen. Das liegt u. a. da-

ran, dass nicht alle Branchen berücksichtigt und die Schwellen-
werte zu hoch angesetzt sind.  

 
Darüber hinaus wurde bereits mit dem neuen § 75a der Gemeinde-

ordnung den Kommunen der landeseinheitliche Rechts- bzw. Pro-
zessrahmen zur Vergabe gestrichen. In Konsequenz ist mit bis zu 
427 unterschiedlichen kommunalen Vergabeordnungen auszuge-

hen. Falls eine Kommune sich doch zu Tariftreueregelungen ent-
schieden hat, werden Beschäftigte etwaige Ansprüche kaum über-
prüfen können. 
 

Wir erwarten von der Landesregierung, das Tarifentgeltsicherungs-
gesetz deutlich nachzubessern und die zahlreichen Regelungslü-

cken zu schließen.  
 

Bundesratsinitiative zur Förderung der Umsetzung der im Che-

mie- und Raffineriepakt vorgebrachten Maßnahmen 

 
Der DGB unterstützt die weitere Umsetzung der vorgebrachten 

Maßnahmen im Chemie- und Raffineriepakt des Landes und ver-

weist in dem Zusammenhang auf die Stellungnahme der IGBCE 

zum vorliegenden Antrag sowie das gemeinsame Länderschreiben 
an die Bundeswirtschaftsministerin vom 24.03.2026 unter dem Titel 
„Chemieagenda 2045: Ergebnisse und dringender Handlungsbe-

darf“.  

 

So ist im Koalitionsvertrag das formulierte Ziel der Bundesregie-
rung beschrieben, Deutschland zum innovativsten Standort für die 

chemische Industrie zu entwickeln. Die Intention des Bundes sollte 

mehr sein als eine politische Zielbeschreibung. Es muss mit Maß-

nahmen unterfüttert werden und ein verbindliches Leitbild für eine 
starke Chemieindustrie im Bund wie im Land sein. 
 

Anpassungen des EU-ETS I  

 
Das zentrale klimapolitische Instrument der EU ist der Emissions-
handel (ETS). Derzeit umfasst der EU-ETS große Energie- und In-
dustrieanlagen (ETS I). Ab 2027 wird ein neuer zusätzlicher Emissi-

onshandel für die Bereiche Wärme und Verkehr eingeführt (ETS II). 
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Aktuell wird deutlich, dass der CO₂-Preis in seiner jetzigen Form im-
mer mehr zum Hemmschuh einer nachhaltigen wirtschaftlichen 

Entwicklung wird, anstatt wichtige Impulse zu setzen. Es braucht 
daher nach Auffassung des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaf-

ten eine grundlegende Reform des Emissionshandels, verlässliche 
öffentliche Investitionen und eine gezielt ausgestatte soziale Abfe-

derung, um den klimagerechten Umbau von Wirtschaft und Gesell-
schaft erfolgreich zu gestalten. 7 

 
Emissionshandel reformieren, Verlässlichkeit schaffen  

Das Vertrauen in die staatliche Gestaltungskompetenz der Transfor-
mation ist in den vergangenen Jahren spürbar geschwunden. Das 
zeigt eine Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung, der zufolge Menschen 

zunehmend besorgt über den Fortschritt und die Umsetzung der 
sozial-ökologischen Transformation sind.  
 
Insbesondere steigende Lebenshaltungskosten sowie die Angst vor 

Arbeitsplatzverlust sind groß und werden zunehmend zur Realität, 
wie auch der Antrag darlegt. Dass diese Sorgen eben nicht nur abs-

trakt sind, zeigt die aktuelle Entwicklung: Neben massiv gestiege-
nen Energiepreisen, stehen zunehmend industrielle Standorte zur 

Disposition, Beschäftigungsgarantien werden aufgekündigt und 

wichtige Investitionen in die klimafreundliche Modernisierung zu-

rückgestellt.  
 

Die mit der Transformation angekündigte Verbesserung der Ar-

beits- und Lebensrealitäten ist bisher nicht eingetreten. Das ist 

zwar nicht ausschließlich auf die Klimaschutzpolitik zurückzufüh-
ren, sondern Ausdruck der multiplen Krisen der letzten Jahre. Aller-
dings darf die Dekarbonisierung nicht dazu führen, dass Wertschöp-

fung, gute Arbeit und Lebenserhaltungskosten sich weiter ver-

schlechtern.  

 
In diesem Umfeld birgt der freie Preisbildungsmechanismus im 

BEHV ab 2027 enormes gesellschaftliches Konfliktpotenzial. Ohne 

Gegenmaßnahmen könnte die freie Preisbildung zu einer massiven 

Kostensteigerung führen und die Akzeptanz für Transformations-
maßnahmen weiter gefährden. Studien gehen von Preisspannen 
zwischen 150 und 380 Euro pro Tonne CO₂ bis 2030 aus. Ein 

CO₂-Preis muss den realen Bedingungen Rechnung tragen und hin-

sichtlich seiner Wirksamkeit und seiner sozialen Belastung über-
prüft und gezielt flankiert werden.  

 
7 Wir beziehen uns auf nachfolgende auf Positionen des DGB-Bundesvorstands, die mit 

allen DGB-Mitgliedsgewerkschaften abgestimmt wurden. Stellungnahme des Deut-

schen Gewerkschaftsbundes zum Referentenentwurf für eine zweite Verordnung zur 

Änderung der Brennstoffemissionshandelsverordnung (BEHV) und der Stellungnahme 

des Deutschen Gewerkschaftsbundes zur Konsultation der EU-Kommission zur Über-

prüfung des EU-EHS. 
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Um den Betrieben Planungssicherheit zu geben, sollte nach Ein-
schätzung des DGB-Bundesvorstandes Abstand von der freien 

Preisbildung ab 2027 genommen werden und ein fester Preispfad 
unter sozial- und wirtschaftsverträglichen Gesichtspunkten festge-

legt werden.  
 

Das schafft einen transparenten und langfristig planbaren Rahmen, 
der zudem einfach kommunizierbar ist. Zudem würden Gesellschaft 

und Wirtschaft vor unkalkulierbaren Preisrisiken geschützt. Auch 
würde sich der Verwaltungsaufwand für die Durchführung des 

Emissionshandels deutlich reduzieren und zu erheblichen Kosten-
einsparungen für Verwaltung sowie die Handelsteilnehmer*innen 
führen. 

 
EU-Transformationsmonitoring 
Zur Sicherstellung der notwendigen Infrastruktur und Überwa-
chung der Transformationsfortschritte, wäre idealerweise auf 

Ebene der EU-Mitgliedstaaten ein jährliches Monitoring zu etablie-
ren.8 Ein unabhängiger Transformationsmonitoring-Rat, unter Be-

teiligung der Industriegewerkschaften, sollte Fortschritte evaluie-
ren, Anpassungsbedarfe benennen und Empfehlungen ausspre-

chen.  

 

Das Monitoring kann u. a. so die Einhaltung von Standort und Be-
triebsvereinbarungen erfassen und synchronisiert zentrale Infra-

strukturvorhaben – Wasserstoffkernnetz, CO-Transportinfra-

struktur (CCUS), Stromnetzausbau. Die resultierenden Daten flie-

ßen dann als evidenzbasierte Grundlage in übergeordnete Pla-
nungsprozesse in Bund und EU ein. 
 

Soziale Verwerfungen vermeiden – Akzeptanz stärken 

Neben der bereits skizzierten Reform des Emissionshandels 

braucht es entsprechende soziale Ausgleichsmechanismen, um die 
regressive Verteilungswirkung des CO₂-Preises bei Haushalten mit 

geringem und mittlerem Einkommen abzufedern und soziale Ver-

werfungen zu verhindern.  

 
Das stärkste Mittel zum Schutz vor Preissteigerungen und zur Ver-
teilungsgerechtigkeit sind gute, tarifvertraglich geregelte Löhne. 

Ohne umfassende Begleitmaßnahmen, einer gerechten Steuerpoli-

tik und einem starken Sozialstaat droht die Akzeptanz für den not-
wendigen Klimaschutz langfristig zu erodieren. 
 
 

 
 

 
8 Siehe dazu: Positionierung der IGBCE zur Reform des EU-ETS 1, März 2026 
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Investitionen in Forschung und Entwicklung der Unternehmen 
 

Forschung und Entwicklung, Innovationen bis zur Marktreife zu 
bringen, dies setzt im Sinne der industriellen Kompetenz- und Ar-

beitsplatzsicherung massive Investitionen voraus. Der Innovations-
bericht der Landes aus 2024 zeigt deutlich auf, dass NRW im Be-

reich der F&E Ausgaben weit hinter anderen Bundesländern zurück-
bleibt.9  

 
Für NRW muss es darum gehen, durch gezielte Förderanreize in 

neuen Branchen und Technologien Wachstumsimpulse auszulösen 
und private Investitionen zu hebeln. Der Aufbau von Innovations-
Ökosystemen unter Ableitung der Beschäftigungsperspektiven, die 

Definition und Förderung von grünen Leitmärkten gehören ebenso 
dazu, wie die Stärkung des Wissenstransfers aus Universitäten und 
Hochschulen in die Unternehmen.10  
 

Beide Ansätze dienen letztendlich dem Ziel, die NRW-Industrie und 
deren Beschäftige in und für die Transformation zu stärken, neue 

Wirtschaftsfelder und deren Beschäftigungspotentiale zu erschlie-
ßen. Für die Innovations- und Transformationsunterstützung muss 

in den öffentlichen Haushalten die Grundlage geschaffen werden, 

ohne diese selbst zu überfordern. Dazu könnten eigene Instru-

mente wie etwa ein NRW-Transformationsfonds aufgesetzt werden. 
 

Vorbild kann das Saarland sein.11 Mit dem Sondervermögen des 

Transformationsfonds und dem Maßnahmenbereich „3I“ – Indust-

riepolitik, Infrastrukturpolitik und Innovationspolitik“, erhofft sich 
die saarländische Landesregierung einen Handlungsrahmen für In-
vestitionsentscheidungen der saarländischen Unternehmen zu 

schaffen. Zum anderen hält sie ein solches Transformationsökosys-

tem für erforderlich, um der Saarwirtschaft insgesamt die Bewälti-

gung der beschleunigten und verteuerten Transformation zu er-
möglichen und damit der fortdauernden außergewöhnlichen Notsi-

tuation entgegenzuwirken. 

 

Auch in NRW werden Unternehmen die Transformation nicht allein 
bewältigen können; dafür braucht es politische Rahmenbedingun-
gen und finanzielle Unterstützung. Im Gegenzug müssen sich die 

 
9 Pro Kopf lagen die F&E Aufwendungen der NRW-Wirtschaft in 2022 bei rund 600,- Euro, 

während in Baden-Württemberg rund 2400,- und in Bayern rund 1.400,- von Seiten der 

Wirtschaft verausgabt wurden. 
10 Das O-Werk auf dem ehemaligen Opel-Gelände in Bochum ist gutes Beispiel für Wis-

senstransfer aus der Ruhr-Universität Bochum (RUB) in die Praxis. Gerade deshalb ist 

auch hier die Kooperationsstelle von IG Metall und RUB angesiedelt. Siehe zum Modus 

einer aktiven Industriepolitik Allespach/Ziegler 2012. 
11. Siehe DIW ECON 2025: Fortschrittsbericht zum Transformationsfonds. 
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Unternehmen auch klar zum Standort und ihren Beschäftigten be-
kennen. Unternehmen müssen in die Zukunft investieren: in ihre 

Beschäftigten, grüne Technologien und neue Geschäftsmodelle. 
Wenn öffentliche Fördermittel zur Verfügung gestellt werden, 

braucht es eine soziale Konditionierung, mit Bekenntnis zur Tarif-
treue, Standort- und Beschäftigungssicherung. Wir brauchen kein 

Moratorium für neue gesetzliche Sozialleistungen, sondern einen 
Pakt zur Sicherung unserer Standorte.12 Nur im Schulterschluss 

können die aktuellen Herausforderungen gemeistert werden.13  
 

Weitere (arbeitsmarktpolitische) Maßnahmen  
 
Angesichts der industriepolitischen Entwicklungen in NRW, müssen 

die arbeitsmarktpolitischen Weichen richtig gestellt werden, um für 
die Beschäftigten Brücken in die Zukunft zu bauen. Das bedeutet 
zum einen, die Beschäftigung im angestammten Betrieb zu sichern 
und Fördermaßnahmen zum Beschäftigungserhalt zu nutzen und 

auszubauen. Dazu zählt u. a. das Kurzarbeitergeld mit erleichterten 
Zugangsbedingungen, praxistauglichere Förderkonditionen bei der 

Weiterbildung von Beschäftigten und den Ausbau der Berufsbera-
tung im Erwerbsleben der Arbeitsagenturen in Zusammenarbeit 

mit Betriebsräten.  

 

Falls ein Personalabbau unvermeidlich ist, müssen zum anderen In-
strumente gestärkt werden, die einen Betriebswechsel flankieren 

und damit präventiv Arbeitslosigkeit vermeiden. Dazu müssen u. a. 

Transfergesellschaften weiterentwickelt und Ansätze einer Job-to-

Job-Vermittlung gestärkt werden. Sogenannte Arbeitsmarktdreh-
scheiben können unter bestimmten Voraussetzungen genutzt wer-
den, um Beschäftigten Perspektive zu bieten. Hierbei gilt es sicher-

zustellen, dass die Beschäftigten möglichst in der jeweiligen Bran-

chen beschäftigt bleiben und Betriebsräte und Gewerkschaften 

frühzeitig eingebunden werden.  
 

Schlussbemerkung 

 

Dass öffentliche Fördermaßnahmen alleine nicht ausreicht, zeigen 
bereits jetzt viele Beispiele. In Deutschland werden wichtige Inves-
titionsprojekte, etwa im Bereich grüner Stahl oder der Batteriezell-

fertigung, trotz bestehender Förderzusagen gestoppt oder gänzlich 

abgewickelt. Das zeigt, dass selbst bei betrieblichen Unterstüt-
zungsmaßnahmen von Bund und Land enorme Investitionsunsi-
cherheiten bestehen bleiben.  

 
12 IG Metall: 11 Punkte für ein modernes, innovatives und gerechtes Industrieland. 
13 Ministerpräsident Hendrik Wüst hat dies auf seiner Rede zum Arbeitnehmerempfang 

2026 in Hagen auch aus Sicht der Landesregierung betont. 
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Hier braucht es gezielt flankierende Maßnahmen: Verlässliche und 
wettbewerbsfähige Strompreise, eine Straffung der Planungs- und 

Genehmigungsverfahren sowie den massiven Aufwuchs der Erneu-
erbaren Energien und den entsprechenden Netzausbau. Zusätzlich 

müssen die öffentlichen Investitionen deutlich ausgeweitet wer-
den. Sie schaffen die Voraussetzungen für klimafreundliche Produk-

tions- und Lebensweisen, etwa durch den Ausbau des Schienenver-
kehrs, der Ladesäuleninfrastruktur und der Stromnetze.14 

 
Gewerkschaften und Arbeitgeber verfügen über viele gute Instru-

mente, um die neue Zeit zu gestalten! Sie müssen nur genutzt wer-
den, mit einer starken Mitbestimmung in NRW, Deutschland und 
Europa. Denn Mitbestimmung ist gelebte Demokratie und Innovati-

onstreiber gleichermaßen. 
 
 
 

 
14 Siehe Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes zur Konsultation der EU-

Kommission zur Überprüfung des EU-EHS. 


